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Die Befugnis der Besatzungsmächte9 das frühere 
Vermögen der NSDAP kraft Konfiskation unentgelt­
lich und entschädigungslos benutzen zu dürfen, 
ist auch nach Beendigung des Besatzungsregimes 
und durch die Bonner Verträge jedenfalls insoweit 
nicht beeinträchtigt worden, als das Vermögen 
am 5o föai 1955 noch für Zwecke der Öesatzungs- 
mächte benutzt wurde.
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Der HI» Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat auf 
die mündliche Verhandlung vom 21. November 1966 unter 
Mitwirkung des Senatspräsidenten Dr. Pagendarm sowie 
der Bundesrichter Dr. Kraft, Br. Ax*ndt, Dr. Hußla und 
Gähtgens

für Recht erkannt«

Auf die Revision der Beklagten wird - unter Zurück­
weisung der Revision des Klägers - das Urteil des 
Oberlandesgerichts Frankfurt (i«iain) - Zivilsenat 
in Darmstadt - vom 27» Februar 1964 aufgehoben und 
die Berufung des Klägers gegen das Urteil der 
lo Zivilkammer des Landgerichts in Darmstadt vom 
29« Juni 1962 mit der Maßgabe zurückgewiesen, daß 
die Klage als unbegründet abgewiesen wird.
Der Kläger hat auch die Kosten der Rechtsmittel- 
verfahren zu tragen.

Von Rechts wegen

Tatbestand«

Der Kläger verlangt eine BntSchädigung für Belegungs­
schäden an dem bebauten Grundstück i i ^ HHHIHVstraße 
in 31

Das Grundstück - genannt Villa - gehörte
bis Kriegsende dem nationalsozialistischen Lehrerbund. 
Im August 1945 nahm die amerikanische Besatzungsmacht 
es für ihre Zwecke in Besitz. Auf Grund der Besatzungs-
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beStimmungen über die Verwertung nationalsozialistischen 
Vermögens übertrug das Land 1;essen im Einvernehmen mit 
der Besatzungsmacht dem Kläger am 8* November 1950 das 
Eigentum an dem Grundstück zur ausschließlichen Verwendung 
für soziale Zwecke« Nach der darüber errichteten und vom 
Kläger Unterzeichneten Übertragungsurkunde vom 8, No­
vember 1950 hatte der Kläger ein Entgelt nicht zu ent­
rechten, doch den Wert des Grundstücks auf etwaige 
Schadensersatz- und Wiedergutmachungsansprüche anzurechnen, 
die er aus Verfolgungsraaßnahmen innerhalb Hessens erheben 
könnte« Der Kläger hatte ferner alle auf dem Grundstück 
ruhenden Belastungen und Haftungen zu übernehmen und er­
kannte an, daß die Eigentumsübertragung in keiner Weise 
die Fortsetzung des Gebrauchs für Besatzungszwecke beein­
trächtige« Schließlich enthielt die Urkunde noch folgende 
Bestimmung;

uLs werden keine Ansprüche zugunsten des Erwerbers 
wegen Verlusten oder Beschädigungen anerkannt«, 
die durch Handlungen der Besatzungsbehörden oder 
Versäumen von Handlungen zu irgendeiner Zeit während 
des Gebrauchs der Vermögenswerte für Besatzungs­
zwecke an den übertragenen Vermögenswerten ent­
standen sind«’*

Nach Beendigung des Besatzungsregimes am 5* Mai 1955 
erließ der Landrat des Landkreises Darmstadt am 29« De­
zember 1956 gemäß § 85 des Bundesleistungsgesetzes vom 
19o Oktober 1956 einen befristeten Leistungsbescheid zu­
gunsten der Bundesrepublik« Darin war als Zweck angegeben, 
"den Bedarf der Streitkräfte der Vereinigten Staaten von 
Amerika als Leistungsempfänger zu decken'*, weil das zur 
Erfüllung der Verpflichtungen der Bundesrepublik aus dem 
Truppen?ertrag notwendig sei« Das Verteidigungslastenamt
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zahlte ab 5» Mai 1955 eine laufende Nutzungsentschädigung 
von monatlich 489,55 DM« Mach Ablauf der im Bescheid 
enthaltenen Jurist einigten sich das Verteidigungslasten­
amt und der Kläger dahin, daß die Streitkräfte das Grund­
stück gegen Zahlung der bisherigen Entschädigung weiter 
benutzten« Nach der Teilfreigabe einer Gartenfläche im 
September 1958 zahlte das Verteidigungslastenamt für Be­
schädigungen dem Kläger eine Vergütung von 8 714,80 DM«

Am 24 * Juni I960 gaben die amerikanischen Streit­
kräfte das Grundstück vollständig und endgültig frei. Am 
gleichen Tage wurden die vorhandenen Schäden durch ein 
i3egehungsprotokoll festgestellt. Der Kläger beantragte 
zur Beseitigung der festgestellten Schäden die Erstattung 
von 342 617,77 DM« Die Streitkräfte lehnten ihre Zustimmung 
zu einer Entschädigung ab, da für das Grundstück als 
früheres Eigentum der NSDAP eine Entschädigung nicht zu 
zahlen sei« Die Streitkräfte lehnten es auch ab, eine 
Erklärung nach dem Finanzvertrag abzugeben, daß die 
Schäden durch eine Handlung oder Unterlassung der Streit­
kräfte entstanden seien. Das Verteidigungslastenamt wies 
daraufhin durch Bescheid vom 10« Januar 1962 den Ent­
schädigungsantrag zurück«

Der Kläger verlangt mit seiner Klage gemäß dem 
Leistungsbescheid sowie nach Maßgabe des BundeBleistungs- 
gesetzes und des Finanzvertrages eine Entschädigung von 
der Bundesrepublik für die nach dem 5« Mai 1955 am Grund­
stück entstandenen Schäden in Höhe von 243 800 DM« Er 
hat die Verurteilung der Beklagten zur Zahlung dieses 
Betrages nebst Zinsen beantragt und zur Begründung vor­
getragen:



Die Ausschlußklausel in der Übertragungsurkunde be­
treffe nur ErsätzenSprüche aus der Benutzung durch üesatzunge- 
behörden und könne deshalb nur bis zum Ende der Besatzungs­
herrschaft am 5o I«ai 1955 gelten* Die jetzt festgestellten 
Schäden seien nach diesem Zeitpunkt entstanden, weil das 
Grundstück Anfang 1955 voll instandgesetzt worden sei«. Die 
amerikanischen Streitkräfte hätten das Grundstück seit 1955 
nicht mehr kraft Besatzungsrecht benutzt, sondern auf Grund 
des Leistungsbescheides * Das habe das Verteidigungslaston- 
arat auch durch Zahlung der Nutzungsentschädigung und die 
Entschädi^ungsleistung nach der Teilfreigabe im Septem­
ber 1958 anerkannt* Das frühere Vermögen der NSDAP unter­
liege seit Beendigung der Besatzungsherrschaft und der 
Übertragung auf Privatpersonen keiner Beschränkung mehr*
Die fehlende Bescheinigung der Streitkräfte stehe der 
gerichtlichen Geltendmachung der Ansprüche nicht entgegen, 
zumal nicht zu bezweifeln sei, daß die Inanspruchnahme des 
Grundstücks für die Streitkräfte immer dienstlicher Natur 
gewesen sei*

Die Beklagte hat die Abweisung der Kiage beantragt 
und ausgeführt:

Die Erklärungen der ötreitkräfte nach dem Pinanz- 
vertrag seien für das gerichtliche Verfahren bindend; der 
Kläger könne ohne eine entsprechende Bescheinigung Ent­
schädigungsansprüche nicht geltend machen* Die Klage sei 
auch unbegründet, weil der Kläger auf alle diese Ansprüche 
in der Urkunde vom 8. November 1950 verzichtet habe; die 
Erklärung wirke über die Beendigung der Besatzungszeit 
hinaus* Der Landrat habe das bei Erlaß des Leistungebe- 
scheides verkannt; der Leistungsbescheid beruhe auf einem 
Irrtum*
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Da3 Landgericht hat die Klage als unzulässig abge­
wiesen, weil die im Finanzvertrag für eine üntschädigungs­
lei stung geforderte Bescheinigung der Etreitkräfte nicht 
beigebraent sei. Das Berufungsgericht hat die Klage dem 
Grunde nach gemäß dem Bundesleistungsgesetz mit der Maß­
gabe für gerechtfertigt erklärt, daß die Beklagte nur für 
die seit uera 5. Mai 1955 entstandenen Schäden und nur zu 
einem Viertel ersatzpflichtig sei.

Dagegen richten sich die Revisionen beider Parteien. 
Der Kläger verfolgt den Anspruch in vollem Umfange weiter $ 
die Beklagte erstrebt die vollständige Klagabweisung.
Beide Parteien beantragen außerdem die Zurückweisung des 
gegnerischen Rechtsmittels.

Entscheidungsgründes

1 «

Das Berufungsgericht hat seine Entscheidung mit fol­
genden Erwägungen begründet;

Einer Bescheinigung der Streitkräfte nach dem Finanz­
vertrag bedürfe es nicht, weil die Bundesrepublik auf Grund . 
des Leistungsbescheides nach § 60 des Bundesleistungsge­
setzes vom 19. Oktober 1956 - BLG von 1956 - (BGBl 1956 1 
815) selbständig für die Erfüllung einzustehen habe. Des­
halb liege auch keine bloße Prozeßstandschaft der Bundes­
republik vor.

Dem Kläger stehe ein Entschädigungsanspruch gemäß 
§§ 88 und 27 Abs. 3 BLG zu. Der Anspruch sei für die Zeit 
nach Beendigung der Besatzungsherrschaft (5. Mai 1955) nicht



durch die Ausschlußklausel beseitigt, weil dieser Aus­
schluß nach dem Wortlaut der Übertragungsurkunde nur für 
die Beeatzungszeit gelte und nicht für die Zeit, seitdem 
die Truppen kraft vertraglicher Abmachung in der Bundes­
republik stationiert seien® Eine entsprechende Anwendung 
der für früheres Reichseigentum geltenden Vorschriften, 
die eine Entschädigung ausschließen (Art. 9 Abs® 2 Finanz­
vertrag), sei nicht gerechtfertigt, zumal auch der in 
5 33 des Besatzungsschädenabgeltungsgesetzes vorgesehene 
Ausschluß einer Entschädigung für Besatzungsschäden an 
früherem Eigentum der IISDAP für die spätere Zeit gesetz­
lich nicht wiederholt worden sei®

Der Kläger könne sich aber nicht auf die in Art. 8 
Abs® 3 des Einanzvertrages niedergelegte Vermutung berufen, 
daß Schäden an den den Streitkräften überlassenen Liegen­
schaften als im Zeitpunkt der Freigabe eingetreten gelten® 
Sonst würde der Kläger gerade Entschädigung auch für die 
Zeit vor dem 5* Mai 1955 erhalten, die durch die verein­
barte Ausschlußklausel ausdrücklich ausgeschlossen sei®
Der Kläger müsse stets beweisen, daß die geltend gemachten 
Schäden erst nach dem 5» Kai 1955 entstanden seien®

Unter Anwendung der Grundsätze von Treu und Glauben 
könne der Kläger aber nicht ..reatz in voller Höhe ver­
langen. Die Weigerung der Streitkräfte, für ehemaliges 
Vermögen der liSDAP eine Ersatzpflicht anzuerkennen, be­
wirke im Verhältnis zur Bundesrepublik, daß diese den sonst 
vorgesehenen Ersatz von 3/4 von den Streitkräften nicht 
erlangen könne. Gerechtigkeit und Billigkeit geböten es, 
daß dann der Kläger, der das Grundstück unentgeltlich ex*- 
halten habe, diese ablehnende Haltung der Streitkräfte 
gegen sich gelten lassen müsse. Er müsse sich mit einer



/ ■

-  8 -

Entschädigung in der Höhe begnügen, die die Bundesrepublik 
immer aus eigenen Mitteln hätte leisten müssen»

XI»

Das Berufungsurteil kann nicht bestehen bleiben, da 
dem Kläger die geltend gemachten Ansprüche nicht zustehen»

1» Verfahrensrechtliche Hindernisse liegen nicht vor«
Der Kläger macht Ansprüche au© dem Leistungsbescheid 

vom 29» Dezember 1956 geltend, der sich auf § 85 BLG 
von 1956 stützt» Nach § 60 BLG richtet sich das Verfahren 
dabei nach Art» 8 des Einanzvertrages; die Bundesrepublik 
hat für die Erfüllung einzustehen und Hechtsstreitigkeiten 
in eigenem Namen zu führen. Die im Pinanzvertrag vorge­
sehenen Fristen und Formen für die Klagerhebung sind ge­
wahrt« Nach Art» 8 Abs. 17 des Finanzvertrages sind aller­
dings Bescheinigungen auch für die deutschen Gerichte bin­
dend, die die Streitkräfte darüber ausstellen, ob eine 
Handlung oder Unterlassung bei Erfüllung dienstlicher Ver­
richtungen erfolgt, ist. Hier ist eine solche Bindung nicht 
eingetreten, denn nach der Rechtsprechung wird eine solche 
Bindung für das gerichtliche Verfahren nur durch eine Be­
scheinigung mit sachlichem Inhalt herbeigeführt, die die 
Streitkräfte auf dein ihnen vorbehaltenen Gebiet erteilen 
(BGH Urteil vom 10. Dezember 1964 - III ZR 91/64 = BGH 
Warn 1964 Nr. 285 = VersR 1965, 557; Urteil vom 4. Juli 1966 
- Ill ZR 178/64 - VersR 1966, 975). Nach dem Tatbestand 
des Berufungeurteils haben es die Streitkräfte abgelehnt, 
eine Bescheinigung zu erteilen. Dadurch tritt keine Bindung 
ein. Außerdem ist eine solche Bescheinigung nach Art. 8 
Abs» 17 des Pinanzvertrages im gerichtlichen Verfahren
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nur vorzulegen, wenn sie zur Klärung darüber notwendig ist, 
ob eine Handlung oder Unterlassung bei Erfüllung dienst­
licher Verrichtungen erfolgt ist« Darum geht es hier nicht; 
denn es ist unstreitig, daß etwaige Belegungsschäden nur 
durch dienstliche Maßnahmen verursacht sein könnten! 
streitig ist lediglich, ob aus anderen Gründen die Ver­
pflichtung zur Erstattung der Schäden entfällt«

2« Ansprüche des Klägers auf Entschädigung nach § 27 BIG 
von 1956 bestehen jedoch nicht«

Es kann dafür dahinstehen, ob sich das nicht schon aus 
aer bei der Eigentumsübertragung mit Zustimmung des Klägers 
ausgesprochenen Ausschlußklausel ergibt, nach welcher der 
Erwerber keine Ansprüche wegen Verlusten oder Beschädi­
gungen haben sollte, die durch Handlungen oder Unterlassungen 
der Besatzungsbehörden während des Gebrauchs der Vermögens­
werte für Besatzungszwecke entstanden. Denn für Schäden 
aus der Inanspruchnahme von Grundstücken, die als ehemaliges 
Vermögen der NSDAP von den Streitkräften für ihre Zwecke 
genutzt und während der Beschlagnahme gemäß Besatzungs­
recht in Privateigentum überführt worden sind, kann eine 
Entschädigung nach Maßgabe der deutschen Leistungagesetze 
nicht verlangt werden, gleichgültig, ob die Schäden vor oder 
nach Beendigung des Besatzungsregimes entstanden sind und 
ob bei der Vermögensübertragung ein entsprechender Vorbe­
halt gemacht worden ist« Das folgt aus den verschiedenen 
Bestimmungen über die Behandlung des ehemaligen Vermögens 
der NSDAPs

Während der Besatzungszeit und während der Geltung des 
Besatzungsstatuts konnten die Besatzungsmächte Liegen­
schaften, die ehemals der NSDAP und ihren Gliederungen



gehört hatten, für ihre Zwecke unentgeltlich in Anspruch 
nehmen, ohne für Schäden aus der Inanspruchnahme aufkommen 
zu müsseno

Art« 4 h Ziff. 2 des Gesetzes Nr« 47 der Alliierten 
Hohen Kommission vom 8« Februar 1951 (AHK-Amtsblatt S« 767) 
bestimmte ausdrücklich, daN die Zahlung einer Entschädigung 
für einen durch die Inanspruchnahme von Vermögensgegen­
ständen "der früheren NSDAP, ihrer Gliederungen, ange­
schlossenen Verbänden und von ihr abhängiger Organisationen1* 
verursachten Verlust oder Schaden nicht genehmigt werde« 
Ebenso schloß § 33 Abs« 1 Ziff» 3 des Besatzungsschäden­
abgeltungsgesetzes vom lo Dezember 1955 (BGBl I 734) eine 
Entschädigung für Besatzungsschäden an diesen Vermögens­
werten aus und sah eine Ausnahme nur für solche Vermögens­
gegenstände vor, die auf Grund eines Rückerstattungsanspruchs 
dem früheren Eigentümer oder sonstigen Hückerstattungsbe- 
rechtigten übertragen worden waren«

Bezüglich des Grundbesitzes hatte diese Regelung letzt­
lich ihre Grundlage in dem Umstand, daß die der NSDAP und 
ihren im einzelnen aufgeführten Organisationen, darunter 
auch dem NS-Lehrerbund gehörende Liegenschaften von den 
Alliierten für "beschlagnahmt" (französischer Text: 
"confisqu&s"; englischer Texts "confiscated'*) erklärt worden 
waren (^rt. II und Ziff. 29 des Anhangs des Kontrollrats- 
gesetzes Nr. 2 vorn 10. Oktober 1945 - Amtsblatt KR Nr. 1 
S. 19 - im folgenden KRG Nr. 2). Die "Konfiskation" be­
deutete u.a« die Befugnis der Alliierten, diese Liegen­
schaften unentgeltlich in Anspruch zu nehmen (vgl. 1. Teil 
Ziff. 2 Abs. 1 der Standing Operation Procedure Nr. 37 des 
US-Hauptquartiers vom 31« Januar 1945 - jSUCOIa SOP 37 - Ab­
druck bei Rentrop: Requisitionen, Besatzungsschäden und ihre
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Bezahlung Spalte 329; Ziff. 19 i Abs. 1 Satz 3 des EUCOwi- 
Circular Nr. 37 vom 10. März 1949 - abgedruckt bei 
Rentrop aaO Spalte 241 ff). Ferner bestimmte IV. feil 
Ziff. 33 Aba. 1 der bereits erwähnten EUCO&i SO? 37 vom 
31. Januar 1945 Besatzungsschäden als nicht ausgleichs­
fähig» "die .Co. an einem durch Konfiskation belegten 
Grundstücke entstanden sind."

Darüber hinaus haben die Besatzungsmäcnte, nachdem 
die NSDAP und ihre Organisationen durch Art. I KRG Nr. 2 
(ABI. KR Se 19) ersatzlos abgeschafft und aufgelöst worden 
waren, sich in Art. II KRG Nr. 2 Vorbehalten, "allgemeine 
Direktiven über die Verteilung des beschlagnahmten Eigen­
tums (der NSDAP und ihrer Organisationen) zu geben." Von 
dieser Möglichkeit haben sie durch die Kontrollratsdirek- 
tive Nr. 50 (ABI. des Kontrollräte S. 89 - im folgenden 
KRDir. Nr. 50) und das Gesetz Nr. 58 der amerikanischen 
Militärregierung zur Durchführung der Kontrollrats-Direk- 
tive Nr. 50 - im folgenden; - MilRegG Nr. 58 - vom 
29« Juni 1947 Gebrauch gemacht. Auf der Grundlage dieser 
Bestimmungen ist das Eigentum an dem hier in Rede stehen­
den Grundbesitz auf das Land Hessen und in Auswirkung der 
dabei dem Lande Hessen gemachten Auflagen ("zur ausschließ­
lichen Verwendung für soziale Zwecke") alsdann von diesem 
auf den Kläger übertragen worden.

Gerade nach diesen gesetzlichen Bestimmungen, auf 
die der Kläger seinen j^igentumserwerb stützt, blieb die 
Befugnis zur entschädigungslosen Inanspruchnahme für solche 
Liegenschaften bestehen, die während ihrer Beschlagnehme 
durch die US-Streitkräfte in das Eigentum eines Landes oder 
einer Privatperson nach Maßgabe dieser Bestimmungen über­
führt wurden. Nach Art. VIII Ziff. 1 KUDir.Nr. 50 "sollen
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die Zonenbefenlshaber ... Vermögenswerte, die für Be­
satzungszwecke bestimmt sind, für diese Zwecke verwen­
den'1 e In Ziff. 10 Satz 1 der Ausführungsbestimmungen 
zum LiilRegG Nr. 58 und zur KRDir. Nr* 50 v. 11. Juni 1947 
(abgedruckt bei Hemken, Gesetze der Amerikanischen Militär­
regierung und des Kontrollräte Bd. 2)- heißt es» "Ver­
mögenswerte, die unter die Bestimmungen des Art. VIII 
der Direktive fallen, sind gemäß den auf diese Art von 
Vermögenswerten bezüglichen Gesetzen, Bestimmungen, 
Direktiven und Anweisungen ... zu verwalten oder zu be­
nutzen; Verfügung über diese Vermögeswente? erfolgt in 
gleicher Weise." In Ziff. 10 letzter Satz aaO wird ange­
ordnet: "Die Bestimmungen dieser Ziffer gehen allen 
anderen Bestimmungen dieser Anweisung vor", also auch 
denen, die von der Übertragung der Vermögenswerte an 
Dritte handeln. Darüber hinaus bestimmt Ziffer 1 Satz 2 
der Ergänzung Nr. 1 zu den AusführungsbeStimmungen zum 
IvlilRegG Hr. 58 und zur KRDir Nr. 50 vom 12. Juli 1949 
(im folgenden: Ergänzung Nr. 1 - abgedruckt bei Kemken, 
Gesetze der amerikanischen Militärregierung und des Kon­
trollräte Band 2) ausdrücklich, daß in einem solchen 
Rail "die bestehenden Beschlagnahmen unter denselben 
Bedingungen, die zur Zeit der Eigentumsübertragung galten, 
in Kraft bleiben". Diese Bestimmung kann nur dahin ver­
standen werden, daß das übertragene Vermögen auch in Zu­
kunft im Zustand der "Konfiskation", d.h. der entschädi­
gungslosen Nutzung mit der oben angeführten i'olge der 
Versagung von Belegungsschäden so lange verbleiben sollte, 
bis die Beschlagnahme im Dinzelfalle aufgehoben wurde.
In diesem Rechtszustand haben sowohl das Land Hessen 
als auch in der Rolgezeit der Kläger die ehemals dem
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nationalsozialistischen Lehrerbund gehörende und von der 
amerikanischen Besatzungsmacht beschlagnahmte Eulersche 
Villa erworben» Die bei der Übertragung auf den Kläger 
in der Übertragungsurkunde aufgenommene Ausschlußklausel 
brachte deshalb nur den kraft Besatzungsrecht bestehenden 
Hechtszustand zum Ausdruck, wenn öie erklärte, daß An­
sprüche des Erwerbers wegen Besatzungsschäden au dem Grund­
stück nicht anerkannt werden würden und daß die Übertragung 
in keiner Weise die Fortsetzung des (unentgeltlichen) 
Gebrauchs für Seaatzungszwecke beeinträchtige, üur in 
diesem Zusammenhang kann daher auch die Vertragsklausel 
richtig verstanden werden»

Bas Berufungsgericht meint, der Vorbehalt im Vertrag 
zwischen dem Lande Hessen und dem Kläger (unbeschränkte 
Benutzung zu Besät..ungszwecken und Ausschluß jeglichen 
Ersatzanspruchs aus dieser Benutzung) habe nur für die 
Besatzungszeit gegolten und mit dem Zeitpunkt geendet, 
in dem die US-Gtreitkräfte nicht mehr als Besatzungs­
truppen, sondern kraft vertraglicher Abmachung als ver­
bündete Gtreitkräfte in der Bundesrepublik stationiert 
worden seien; dieser Zeitpunkt sei der des Inkrafttretens 
des in BGBl II 1955, 213 ff, 301 ff bekanntgemaehten Pro­
tokolls vom 23o Oktober 1954 rliiber die Beendigung des 
Besatzungsregimes in der Bundesrepublik*' (BGBl II 1955,
628) o

Unabhängig von der Frage, ob die Klausel im Vertrage 
zwischen dem Land Hessen und dem Kläger selbst bei der 
vom Berufungsgericht vorgenommenen Auslegung (Geltung nur 
für die Besatzungszeit) auch im Verhältnis zwischen dem 
Kläger einerseits und den ehemaligen Besatzungsmächten 
und der beklagten Bundesrepublik andererseits die Wirkung



haben würde, daß der Kläger nach dem Übergang vom Zu­
stand der kriegerischen Besetzung in den einer vertrag­
lichen Truppenstationierung Ansprüche aus der Fortdauer 
der Benutzung des Grundbesitzes durch die US-Truppen 
hätte, ist die Auffassung des Berufungsgerichts hinsicht­
lich der Veränderung des Charakters der Truppenstatio­
nierung nicht in vollem Umfang zutreffende

Die Aufhebung des BesatzungsStatuts zwingt nicht zu 
dem Schluß, daß die Befugnis zur entschädigungslosen 
Inanspruchnahme von Grundstücken durch die alliierten 
Streitkräfte und damit auch die Versagung von "Belegungs­
schäden" ipso jure erloschen ist* Zwar mag das von den 
Alliierten in Anspruch genommene Hecht zur "Konfiskation" 
eine gewisse Ähnlichkeit mit dem in Art» 55 Haager Land­
kriegsordnung (RGBl 1910, 107, 150) geregelten Verwaltungs­
und Hutznießungsrecht des besetzenden Staates an Liegen­
schaften des feindlichen Staates haben, wobei die Alliierten 
auch das Vermögen der HSDAP einschließlich des ihrer Organi­
sationen als allein staatstragenden Partei wie Staatsver- 
mögen behandelt haben mögen (vgl« dazu Danckelmann-Xühne, 
Besatzungsschädenrecht 1952, Art* 4 Anm. Ö a). Hin solches 
Hecht nach Art* 55 KLKO findet seine Grundlage allerdings 
in der (kriegerischen) Besetzung* es entspricht deshalb 
dem Hormalfall, daß mit der Beendigung der Besetzung 
dieses Recht gegenstandslos wird. In diesem Sinn ist aber 
die ''Besetzung'* durch die Bonner Verträge nicht beendet 
worden.

Hs ist nämlich nicht angängig, aus der Beendigung des 
Besatzungsregimes zu entnehmen, damit sei die bisher be­
stehende ’’Besetzung1* schlechthin beendet, und es könne 
deshalb auch keine "Besat/.ungszweeke" im Sinne der vertrag-
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liehen Vereinbarungen zwischen dem Lande Hessen und dem 
Kläger geben» JDas sog» Bonner Vertragswerk hat als '•Kern” 
(vgl. Kutscher-Grewes Bonner Vertrag S. 26) den “Vertrag 
Uber die Beziehungen zwischen der Bundesrepublik Deutsch­
land und den drei Wachten11 vom 26» Mai 1952 (vgl» BGBl II 
1954? 61) o Nach dessen Art. 2 Abs. 1 ‘‘(behalten) die drei 
Wachte ..c«0 die von ihnen ausgeUbten oder innegehabten 
Rechte in bezug auf (a) die Stationierung von Streit­
kräften in Deutschland und den Schutz von deren Sicher­
heit, (b) Berlin und (c) Deutschland als Ganzes einschließ­
lich der Y.iedervereinigung Deutschlands und einer friedens­
vertraglichen Re ge lung11 j nach Abs» 2 “(wird die) Bundes­
republik oooo sich ihrerseits jeder Maßnahmen enthalten, 
welche diese Rechte beeinträchtigt, und wird mit den Drei 
dächten Zusammenwirken, um ihnen die Ausübung dieser Rechte 
zu erleichtern“. Die “Vorbehaltsrechte“ beruhen mithin 
nicht auf vertraglichen Vereinbarungen (vgl. Kutscher- 
Grewe aaO G. 30); sie Bind, wie sich auch dein Gesamt­
inhalt dieses “Kern"-Vertrages entnehmen läßt, “als zurück­
behaltene Rechtsbestandteile gewöhnlicher Besatzungsge­
walt zu verstehen“ (vgl. Kutscher-Grewe aaO S. 9)» Das 
Bonner Vertragswerk dient zvvar der Liquidation von Krieg 
und Besatzung; es ist seinem Viesen nach aber noch kein 
Priedensvertrag, sondern weniger, nämlich ein provi­
sorischer Kriegsabschlußvertrag (Kutscher-Grewe aaö S. 4). 
Das Recht zur Stationierung von Truppen und zum Schutz 
von deren Sicherheit erweist sich daher auch nach Abschluß 
des Bonner Vertragswerkes als “Bestandteil jeder regulären 
Besatzungsgewalt“ (Kutscher-Grewe aaO S. 9). So kann also 
entgegen der Auffassung des Berufungsgerichts auch nach 
dem Inkrafttreten des Bonner Vertragswerkes von “Besatzungs- 
Zwecken“ im Sinn des zwischen dem Land Kessen und dem Kläger 
abgeschlossenen Vertrages gesprochen werden»
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Die streitige Vertragsklausel über den Ausschluß 
von Ansprüchen aus Benutzung des Grundvermögens “für Be­
satzungszwecke“ hat mithin auch nach dem Inkrafttreten 
des Bonner Vertragswerkes ihre Bedeutung nicht ohne 
weiteres verloren. Allerdings würde der Sinn des zwischen 
dem Land Hessen und dem Kläger abgeschlossenen Vertrages 
es nahelegen, daß dann, wenn nach Abschluß des Bonner 
Vertragswerkes ein derartiger Anspruchsausschluß bei 
Benutzung ehemaligen NS-Vermögens für Besätzungszwecke 
beseitigt worden wäre, auch der vertragliche Ausschluß 
entfallen sollte. Biese Auslegungsfrage braucht jedoch 
nicht abschließend entschieden zu werden. Denn die Würdi­
gung des Bonner Vertragswerkes zeigt nämlich, daß entgegen 
der Annahme des Berufungsgerichts der Anspruchsausschluß 
bei Benutzung ehemaligen NS-Vermögens für Besatzungs­
zwecke nicht entfallen, sondern im bisherigen Umfang 
bestehen geblieben ist.

Irrig wäre es allerdings, dieses Bestehenbleiben des 
Anspruchsausschlusses etwa schon öub den Vorbehalts­
rechten des Art. 2 des Vertrages über die Beziehungen 
zwischen der Bundesrepublik und den Drei Liäcnten herzu­
leiten. Diese “Vorbehaltsrechte“, die nach dem oben Aus- 
geführten nicht auf vertraglichen Vereinbarungen mit der 
Bundesrepublik beruhen, können nicht dazu führen, daß 
die weiteren vertraglichen Abmachungen des Bonner Vertrags­
werkes zu Ungunsten der Bundesrepublik abgeechwächt, in 
Frage gestellt oder rückgängig gemacht werden können (vgl. 
Kutscher-Grewe aaO S. 30). Das wird auch durch den Brief­
wechsel anläßlich der Unterzeichnung der Bonner Verträge 
(BGBl II 1954, 240 ff und 1955, 499 ff)» insbesondere 
durch die beiden Schreiben der drei Hohen Kommissare an
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den Bundeskanzler vom 26. Hai 1952 (vgl» BGBl II 1954,
244 und 251) bestätigt, wonach der Vorbehalt gewisser 
Rocate in Art« 2 des ”Kern”-Vertrages "nicht dahin aus­
gelegt werden kann, daß den Drei Mächten hierdurch ge­
stattet wird, die zwischen ihnen und der Bundesrepublik 
durch die heute Unterzeichneten Verträge hergestellten 
Beziehungen nachteilig zu beeinflussen’*. Die Folge davon 
ist, daß die A u s w i r k u n g e n  des Rechtes zur 
Truppenstationierung nach Art. 2 des "Kern”-Vertrages in 
vollem Umfang vertraglich geregelt sind. Zutreffend stellt 
daher das Berufungsgericht darauf ab, welche Regelung 
wegen des Anspruchsausschlusses das Bonner Vertragswerk 
getroffen hat.

Aus diesem Vertragswerk ergibt sich aber, daß die 
:.tationierungsstreitkräfte die vor Ablauf des Vertrags­
statuts beschlagnahmten Grundstücke der früheren NSDAP 
und ihrer Organisationen weiterhin entschädigungslos 
benutzen durften.

Es kann dahinstehen, ob sich diese Folge schon aus 
Art. 2 Abs. 1 des Ersten Teils des Jberleitungsvei'trages 
(BGBl 11 1955, 405) ergibt, nach dem "alle Rechte und 
Verpflichtungen, die durch gesetzgeberische, gerichtliche 
oder Verwaltungsmaßnahmen der Besatzungsbehörden oder auf 
ürund solcher Maßnahmen begründet oder festgestellt worden 
sind, .... nach deutschem Recht in Kraft (bleiben sollen)”. 
Die Befugnis der Gtationierungstruppen, diese Liegen­
schaften auch in Zukunft entschädigungslos (einschließ­
lich des Ausschlusses des Anspruches wegen Besatzungs­
schäden) nutzen zu können, ergibt sich aus dem Gesamtinhalt 
des Vertragswerkes in Verbindung mit Art. 1 Abs. 1 des über-



leitungsvertrages (BGBl II 1955» S. 405), wonach das 
Besatzungsrecht voi’läufig in Kraft bleibt, soweit es nach 
dieser Bestimmung nicht durch die Bundesrepublik oder die 
Drei Mächte, wie es im einzelnen geregelt ist, aufgehoben 
wird«

Eine solche ausdrückliche Aufhebung der hier ein­
schlägigen Bestimmungen, wie sie oben im einzelnen ange­
führt sind, ist nicht erfolgt»

Das Berufungsgericht nimmt an, eine entsprechende 
Anwendung der für früheres Reichseigentum geltenden Vor­
schriften in Art» 7 in Verbindung mit Art« 9 Abs« 2 
Finanzvertrag (3GB1 II 1955, 581), wonach die dort ange­
führten "Arten von Einrichtungen ...» von den Streit­
kräften für eigene Zwecke .».» unentgeltlich benutzt oder 
in Anspruch genommen werden", sei sachlich nicht gerecht­
fertigt» Für die Besatzungszeit sei über die Benutzung 
und Entschädigung von ehemaligem NS-Eigentum für Zwecke 
der Besatzungsmacht in § 55 Kr» 3 Besatzungsschäden- 
Abgeltungsgesetz ein Ersatzanspruch ausgeschlossen ge­
wesen» Wenn es nunmehr unterlassen worden sei, im Bundes­
leistungsgesetz und in den Verträgen mit den Btationierungs- 
mächten für die folgende Zeit eine ähnliche Regelung zu 
treffen, so müsse daraus geschlossen werden, daß die 
Eigentümer früheren NS-Vermögens nicht mehr einem Sonder­
recht unterworfen seien. Kur für Bundesverraögen habe die 
Bundesrepublik in Art. 9 Abs. 1 des Finanzvertrages auf 
Ansprüche "wegen Verlusten oder Schäden" an ihrem Vermögen 
durch Tätigkeiten, Handlungen oder Unterlassungen von 
Behörden oder Personen, für deren Handlungen oder Unter­
lassungen die Stationierungsmächte rechtlich verantwort­
lich sind, verzichtet; deshalb sei es naheliegend, daß
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der Hafturigsausschluß nach Art«, 7 in Verbindung mit Art» 9 
Abs«, 2 des Finanzvertrages sich auch lauf:, frühere • Reichs ver­
mögen, das im wesentlichen Bundeseigentum geworden sei, 
erstrecke. Für die Inanspruchnahme von früherem Reichs­
vermögen, das auf andere Gebietskörperschaften überge­
gangen sei, sei dagegen nach dem Finanzvertrag Entschädi­
gung zu gewähren«, Fine Gleichbehandlung des früheren 
NS-Vermögens, das auf andere Rechtsträger übergegangen 
sei, mit auf den Bund übergegangenem früheren Reichs- 
verinögen erscheine bei dieser Sachlage ohne eine dahin 
lautende ausdrückliche Gesetzesvorschrift nicht gerecht­
fertigt. Grundsätzlich sei daher auch dem Kläger für die 
Inanspruchnahme seines Grundbesitzes durch die Streit- 
kräfte Entschädigung (auch für Belegungsschäden) zu zahlen«,

Die Ausführungen des Berufungsgerichts laufen prak­
tisch darauf hinaus, die einschlägigen oben aufgeführten 
Bestimmungen über die unentgeltliche Benutzung von früherem 
NS-Vermögen durch die Besatzungsmacht seien durch die Be­
stimmungen des Bonner Vertragswerkes stillschweigend be­
seitigt und durch die Regelung des Vertragswerkes ersetzt. 
Die Darlegungen des Berufungsgerichts sind jedoch nicht 
zwingend. Für eine Gleichbehandlung des früheren Reichs- 
und des früheren NS-Vermögene könnte sprechen, daß die 
unentgeltliche Inanspruchnahme des früheren NS-Vermögens 
in der Zeit vor Inkrafttreten der Bonner Verträge im ge­
wissen Umfang aus einer Gleichbehandlung des früheren 
NS-Vermögens mit dem des Reiches im Blick auf Artikel 55 HLKO 
mit Rücksicht darauf erfolgt sein dürfte, daß die NSDAP 
als die allein staatstragende Partei insoweit dem Reich 
gleichgestellt wurde. Die Zubilligung einer Entschädigung 
(NutzungsVergütung und Entschädigung für Belegungsschaden)
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für den bei Inkrafttreten, des Bonner Vertragswerks von 
den Station!erungstruppen bereits in Anspruch genommenen 
NS-Grundbesitz wurde bedeuten; Es müßte auch für die Ver­
gangenheit mindestens Entschädigung für Belegungsschäden 
zugebilligt werden, weil nach Art» 8 Abs» 3 des Finanz­
vertrages (BGBl II 1950, 381) ’'Schäden an Liegenschaften „oo, 
die den Streitkräften zur Nutzung übez'lassen sind, „o«, als 
ira Zeitpunkt der Freigabe durch die Streitkräfte einge­
treten (und) .Entschädigungsansprüche wegen solcher Schäden 
als erst in diesem Zeitpunkt entstanden (gelten) "o Es hätte 
also Zahlung einer Entschädigung auch für eine Zeit zu 
erfolgen, für die nach der bis zum Inkrafttreten des Ver­
tragswerks geltenden Regelung die Inanspruchnahme unent­
geltlich (auch im Blick auf Belegungsschäden) zu gewähren 
war, Während also in der Regel durch das Vertragswerk nur 
die auch vorher bereits bestehenden Entschädigungsver- 
pflichtungen aufrecht erhalten und nur in der Art ihrer 
Durchsetzung geregelt wurden, würden Entschädigungen für 
solche bisher unentgeltlich .-erfolgten Inanspruchnahmen 
rückwirkend erstmalig, also völlig neu gewährt* Für eine 
so weittragende Übernahme neuer Verpflichtungen bietet 
der Yrortlaut keinen ausreichenden Anhalt„ Das gilt umso 
mehr, als das Vertragswerk erkennen läßt, daß die Vertrags­
partner bestrebt waren, den "Besitzstand" der Drei Mächte 
bezüglich der Stationierung ihrer Truppen nach Möglichkeit 
unangetastet zu lassen; darauf weist insbesondere auch 
Art« 4 Abs« 2 Satz 1 des Deutschland-Vertrages hin, der 
vorschreibt, daß "die von den Drei Mächten bisher aus­
geübten oder innegehabten und weiterhin beizubehaltenden 
Rechte in bezug auf die Stationierung von Dtreitkräften 
in Deutschland »*• von den Bestimmungen dieses Artikels
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nicht berührt (werden)". Das alles läßt erkennen, daß 
aus der vom Berufungsgericht vorgenommenen Gegenüberstellung 
der ausdrücklichen Regelung von Ansprüchen aus Inanspruch­
nahme von früherem Reichsvermögen und des Pehlens einer 
besonderen Regelung von Ansprüchen aus Inanspruchnahme 
von früherem NS-Vermögen nicht mit Sicherheit entnommen 
werden kann, auch für das frühere NS-Vermögen solle nun 
eine Entschädigung gezahlt werden»

Auch das Berufungsgericht hat erhebliche Bedenken 
gegen die Auswirkungen der von ihm grundsätzlich bejahten 
Entschädigungspflicht für Inanspruchnahme von früherem 
IJS-Besitz» Es versucht diese Bedenken durch Anwendung des 
§ 242 BGB aus Billigkeitserwägungen damit zu beseitigen, 
daß es eine Entschädigung nur für die Belegungsschäden 
gibt, die erst nach dem Inkrafttreten des Bonner Vertrags- 
Werkes entstanden sind, wobei es die Verteilung der Schäden 
auf die Zeit vor und nach Abschluß schematisch nach der 
vor und nach diesem Zeitpunkt erfolgten Belegungsdauer 
vornimmt» Auf irgend eine Vertragsbestimmung kann das 
Berufungsgericht sich dabei nicht stützen; es zieht nicht 
einmal den Sinngehalt des Bonner Vertragswerks in den 
Kreis seiner Erwägungen ein. Das von ihm gewonnene Ergeb­
nis mag als eine mögliche Regelung denkbar sein, die 
vielleicht mit Billigkeitserwägungen noch zu vereinbaren 
wäre» Sie könnte daher vom Gesetzgeber oder den Partnern 
des Vertragswerkes so getroffen werden. Dieses Ergebnis 
kann jedoch nicht durch sinngemäße, der Billigkeit ent­
sprechende Ausfüllung im Vertragswork etwa enthaltener 
Lücken gewonnen werden, weil dafür Anhaltspunkte aus dem 
Vertragswerk nicht entnommen werden können» Es handelt 
sich insoweit vielmehr um eine - dem Gesetzgeber vorbe­
haltene - HechtsSchöpfung.
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Bei dieser Rechtslage könnte dem Berufungsgericht 
nur gefolgt werden, wenn eine klare, eindeutige und be­
stimmte Regelung der Entschädigung für die Inanspruch­
nahme früheren RS-Besitzes dem Vertragswerk zu entnehmen 
wäre» Daran aber fehlt es hier«, Denn auch Art. 48 Abs. 1 
des fruppenvertrages (BGBl 11 .1955, 521) nötigt nicht 
zu einem anderen Ergebnis» Rach dieser Bestimmung sollten 
Liegenschaften, die vor Inkrafttreten des Vertrages in 
Anspruch genommen worden waren und deren Inanspruchnahme 
andauern sollte, als von 12 Uhr des 5» Mai 1955 ab nach 
den deutschen Leistungsgesetzen in Anspruch genommen gelten 
mit der Folge, daß diese Liegenschaften in Zukunft grund­
sätzlich nur gegen Entschädigung genutzt werden konnten, 
sofern sich nicht aus dem Katalog des Art. 7 des Finanz­
vertrages (BGBl 11 1955, 381) etwas anderes ergab, in 
dem Leistungen und Einrichtungen aufgeführt worden sind, 
die von Streitkrüften unentgeltlich in Anspruch genommen 
werden konnten. Der Geltungsbereich des Art» 48 des 
Truppenvertrages erstreckte sich jedoch nur auf den 
r e q u i r i e r t e n ,  nicht auf den k o n f i s - 
z i e r t e n  Grundbesitz. Die Bestimmung sollte ledig­
lich für die Alt-Requisitionen gelten, für die schon vor 
Beendigung des Besatzungsstatuts eine Entschädigung zu 
zahlen war, und nur die requirierten Grundstücke in der 
7/eise in den neuen Status überleiten, als wären sie 
vom 5» Mai 1955 ab neu in Anspruch genommen worden. Diese 
Beschränkung ergibt sich deutlich aus dem englichen und 
französischen Text (■•requisitioned11, Hrequisitionnes'*) 
dieser Vertragsbestimmung, der nach der Schlußbestimmung 
des Vertrages über die Beziehungen zwischen der Bundes­
republik und den Drei Mächten neben dem deutschen Wort­
laut für die Vertragsschließenden in gleicher Weise ver­
bindlich ist.
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Kann aber dem Bonner Vertragswerk nicht mit der er­
forderlichen Sicherheit entnommen werden, daß Anspräche 
aus Inanspruchnahme früheren NS-ücsitzes nicht neu ge­
regelt wurden, so ist die Regelung anzuwenden, die vor 
den inkrafttreten des Bonner Vertragswerkes gegolten hat,
Das sind die oben im einzelnen angeführten Bestimmungen, 
nach denen eine Hut2ungsentSchädigung einschließlich einer 
Entschädigung wegen Beiegungsschaden bei Inanspruchnahme 
von früherem NS-Besitz nicht zu leisten ist»

Es kann offen bleiben, ob dieses Ergebnis auch aus 
Art» 1 b ii und Art. 3 Abs. 1 des Dritten Teiles des Jber- 
leitungsvertrages (BGBl ii 1955, 405) entnommen werden kann» 
Danach bleiben "die in Art. 1 dieses Teiles bezeichneten 
Rechtsvorschriften »o»» aufrecht erhalten“, zu denen u.a. 
auch gehören “Gesetz Nr. 56 der Militärregierung, abge­
ändert oder ergänzt durch den Nachtrag Kr. 1 zu den Durch­
führungsanweisungen des Gesetzes Nr» 58 der Militärregierung 
und der Direktive Nr. 50 des Kontrollrats, sowie durch die 
Durchführungsverordnung Nr. 1 zum Gesetz Nr. 58 der Militär­
regierung und durch Art. 2 des Gesetzes Nr. A - 14 der 
Alliierten hohen Kommission“, also alle diejenigen Be­
stimmungen, die bis dahin die unentgeltliche Benutzung 
des NS-Vei'mögens (einschließlich des Ausschlusses von Be­
legung sschaden) durch die Besatzungsmächte gestatteten.

Es braucht in diesem 2usa„menhang auch nicht untersucht 
zu werden, ob Art. 37 Abs. 3 und 4 des Truppenvertx*ages, 
nach dem Liegenschaften in Zukunft grundsätzlich nur gegen 
Entschädigung für Stationierungszwecke in Anspruch genommen 
werden konnten, auch für solche Grundstücke der früheren 
NSDAP und ihrer Gliederungen gelten sollte, die im Zeit-
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punkt des Inkrafttretens der Bonner Verträge noch nicht 
oder nicht mehr beschlagnahmt waren. Denn für konfis­
zierten Grundbesitz, der wie die Eulersche Villa bei 
Beendigung des Besatzungsstatuts beschlagnahmt war und 
noch weiter von den US-Gtreitkräften benötigt wurde, 
treffen diese Bestimmungen jedenfalls nicht zu; diese 
Grundstücke konnten vielmehr auch in Zukunft benutzt 
werden, ohne daß Belegungsschäden ersetzt zu werden 
brauchterio

Mit dieser Beschränkung hat auch der Kläger von dem 
Land Lessen das seinerzeit noch von den US-Utreitkräften 
beschlagnahmte Grundstück erworben. Die Wirkungen dieser 
Beschlagnahme sind über den 5- Mai 1955 unverändert bis 
zur Freigabe des Grundstücks bestehen geblieben mit der 
Folge, daß der Kläger auch für solche Schäden, die nach 
diesem Zeitpunkt durch die Inanspruchnahme des Grund­
stücks entstanden sind, eine Entschädigung nach £ 27 BLG 
von 1956 nicht verlangen kann.

Fine Änderung dieser Rechtslage ist auch nicht da­
durch eingetreten, daß der Landrat das Grundstück im De­
zember 1956 durch einen Leistungsbescheid auf Grund des 
Bundesleistungsgesetzes in Anspruch genommen hat. Fines 
solchen Leistungsbescheides bedurfte es nach den voran­
gegangenen Ausführungen nicht, weil die amerikanischen 
Streitkräfte dieses Grundstück auch ohne neue Erfassung 
kraft der fortbestehenden ’'Konfiskation'1 unentgeltlich 
und entschädigungslos benutzen durften. Der Leistungs- 
beacheid, der diese - komplizierte - Rechtsgrundlage ver­
kannte, ging ins Leere, weil er eine Leistung forderte, 
deren Erbringung dem Leistungspflichtigen gar nicht mög­
lich war«. Denn der Leistungsbescheid wollte den amerika-
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nischen Truppen das angeblich nach den Bonner Verträgen 
fehlende Recht zum Besitz verschaffen, das ihnen in Wahr­
heit kraft "Konfiskation” aber immer noch zustande her 
Bescheid war daher fehlerhaft0

Es kann dahinstehen, ob der Bescheid deshalb nichtig 
is to Denn selbst wenn er nur anfechtbar ist und jetzt in­
folge der unterbliebenen Anfechtung eine Bestandskraft 
erzeugt, darf sich hier der Kläger darauf nicht berufen, 
weil das gegen Treu und Glauben verstoßen wurde» Der Be­
scheid hat für den Kläger keinen besonderen Vertrauens­
tatbestand geschaffen* Denn der Kläger hätte bei richtiger 
rechtlicher Wertung die unentgeltliche und entschädigungs­
lose Inanspruchnahme dieses Grundstücks durch die amerika­
nischen Streitkräfte bis zur endgültigen Freigabe immer 
hinnehmen müssen. Er hat auch auf Grund dieses Bescheides 
keine weiteren Vermögensdispositionen getroffen. Beiden 
Parteien waren die Tatsachen bekannt, aus denen sich hier 
das Recht zur unentgeltlichen Weiterbenutzung des Grund­
stücks ergab, denn sie wußten, daß es sich uui ehemaliges 
Vermögen der RSDAP handelte. Der Kläger hat ferner das 
wertvolle Grundstück unentgeltlich ei-halten, da die Ver­
pflichtung zur Anrechnung auf etwaige Wiedergutmachungs­
ansprüche nach dem unstreitigen Sachverhalt gegenstandslos 
ist. Und schließlich hat der Kläger bei Empfang des Grund­
stücks auf alle Ansprüche verzichtet, die durch Maßnahmen 
der Besatzungsmächte entstehen würden oder entstanden waren. 
Gewiß bezieht sich diese Ausschlußklausel nach ihrem Wort­
laut nicht auf Ansprüche gegen die sogenannten Streitkräfte; 
bei der Eigenart des Grundstücks, dem geringen Unterschied 
zwischen den Besatzungsmächten in der letzten Zeit und den 
Streitkräften, bei den Begleitumständen der Grundstücks- 
Übertragung sowie der Interessenlage muß aber der Kläger
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diese Aussc..lußklausel mindestens soweit gegen sich gelten 
lassen, daß er arglistig handelt, wenn er nun Ansprüche aus 
einem Leistungsbescheid geltend macht, der in Verkennung 
des Hechts der Utreitkräfte zur entschädigungslosen Weiter­
benutzung ergangen ist«.

Die Klage muß daher in vollem Umfang als sachlich unbe­
gründet abgewiesen werden«.

Die Kostenentscheidung folgt aus §§ 97, 91 ZVQo
Dr* Pagendarm 3)r. Kreft Br» Arndt

Dr. Hußla Gähtgens
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